
„Jeder sieht doch, dass man Kinder, die hier ge-
boren wurden, zur Schule gingen und oft sogar
einen guten Abschluss gemacht haben, nicht
irgendwohin abschieben kann“, so Wolfgang
Schäuble in einem Interview zum Bleiberecht.
Genau dies geschieht aber entgegen den Wor-
ten des Ministers tagtäglich. Die Widersprüche
reichen jedoch noch weiter. Während der Minis-
ter vorsichtige Signale für eine Bleiberechtsre-
gelung sendet, bereitet seine Ministerialbüro-
kratie im Evaluierungsbericht weitere Verschär-
fungen des Zuwanderungsgesetzes vor.
Schäuble wiegelt ab: „Natürlich ist in einem sol-
chen Evaluierungsbericht immer auch ein Stück
Wertung mit drin. Aber das alles ist ja noch
lange nicht künftiges Gesetz.“ 

Der Minister versucht angestrengt Wogen zu
glätten, die sein eigenes Ministerium ausgelöst
hat. Einige Beispiele für die geforderten Ver-
schärfungen:
• die Pflicht zur Ankündigung der Abschiebung 

nach Duldungsablauf soll entfallen;

Im Bundesinnenministerium geht es chaotisch zu. Vor den neuen Beratungen zum Zuwanderungsgesetz

zeigt sich Bundesinnenminister Schäuble im Gespräch integrationsbereit, seine Beamten agieren dagegen

in der Praxis knallhart.

• die Ausländerbehörden sollen ermächtigt 
werden, vorläufige Festnahmen durchzu-
führen;

• wer im Asylverfahren als offensichtlich unbe-
gründet abgelehnt wird, soll keine Chance 
haben, als Härtefall anerkannt zu werden; 

• wer Hartz IV bezieht, soll ausgewiesen wer-
den können;

• jugendliche Asylsuchende sollen ihre 
Minderjährigkeit selbst beweisen.

Schäuble scheint zu ahnen, dass dieser neue
Katalog von Regelungen in Verzahnung mit be-
reits bestehenden Restriktionen wie Verbot den
Wohnort zu wechseln, Entzug von Arbeitserlaub-
nissen und Verhinderung von Ausbildungen je-
den Ansatz zur Integration verhindert. PRO ASYL
hat den Innenminister bereits dazu aufgefordert,
den Bericht seiner Beamten zurückzuziehen.
Wenn Schäuble es mit seinen öffentlichen Be-
kundungen zur Integration ernst meint, muss er
sich nun im eigenen Haus durchsetzen. �

Ministerium für Verunsicherung

� Zuwanderungsgesetz

Innenministerkonferenz im

Fokus

Die Innenminister der Länder

treffen sich im Herbst er-

neut, um über das Bleibe-

recht zu beraten. Es ist frag-

lich, ob die Minister diesmal

in der Lage sind, eine Bleibe-

rechtsregelung zu beschlie-

ßen. PRO ASYL hat sich

daher aktuell mit einem drin-

genden Appell an die Innen-

minister gewandt.

Bundestag berät

Zuwanderungsgesetz

Im Herbst befindet der Deut-

sche Bundestag über um-

fangreiche Gesetzesänderun-

gen zum Zuwanderungsge-

setz. Die Forderungen von

PRO ASYL zur versprochenen

Abschaffung der Kettendul-

dungen liegen den Abgeord-

neten vor. Zu der Gesetzes-

änderung wurden Vorschläge

erarbeitet, beispielhafte Fälle

dokumentiert und in Form

einer Petition an den Bun-

destag übergeben. Über

25.000 Menschen haben die

Initiative von PRO ASYL

durch ihre Unterschrift un-

terstützt. Sie werden dem

Deutschen Bundestag Ende

September überreicht, um

den Forderungen nochmals

Nachdruck zu verleihen.
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Wolfgang Schäuble
relativiert Evaluierungsbericht
des eigenen Ministeriums
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Lotterie mit Menschen

� Bleiberecht

Bleiberecht – seit Jahren in der politischen Diskussion und noch immer gibt es keine Lösung.

Die Forderung von PRO ASYL ist unverändert: ein Bleiberecht soll großzügig gewährt wer-

den. Die betroffenen Menschen leben schon lange in Deutschland, sind meist bestens inte-

griert und brauchen dringend eine sichere Zukunftsperspektive.

tische Inländer“, auch die anderen haben
sich ihren Herkunftsländern entfremdet
und sind hier heimisch geworden.

Es gibt Pläne, ein Bleiberecht nur zu
gewähren, wenn die Betroffenen ein dau-
erhaftes Arbeitsverhältnis haben oder es
kurzfristig in Aussicht steht. Solche Ideen
sind realitätsfern: Selbst hochqualifizierte
Deutsche werden heute häufig nur mit be-
fristeten Verträgen eingestellt.

Bereits der Bezug ergänzender Sozial-
hilfe oder Vergehen gegen die Pflicht, den
Aufenthaltsbereich nicht zu verlassen, kön-
nen zum Ausschluss von einer Bleibe-
rechtsregelung führen.  

Die Vielzahl der diskutierten Einschrän-
kungen birgt die Gefahr, dass unter dem
Etikett Bleiberecht am Ende wenig übrig
bleibt. Die große Unterstützung für ein
großzügiges Bleiberecht durch die Öffent-
lichkeit zeigt, dass die Innenpolitiker der
realen gesellschaftlichen Entwicklung zur-
zeit weit hinterherlaufen.                   �

Murat Sap, ein junger kurdischer Flüchtling

aus der Türkei, berichtet von seinen Er-

fahrungen mit deutschen Behörden:

„Als ich nach Deutschland kam, ver-
stand ich kein einziges Wort. Mittler-
weile lebe ich seit über 6 Jahren hier
und habe im Jahr 2003 den Realschul-
abschluss mit einem Notendurch-
schnitt von 1,3 geschafft. Weil ich nur
einen Asylbewerberausweis besaß,
wurde mir der Besuch eines Fachgym-
nasiums verweigert. 

Schließlich ging ich dann auf das
Ostsee-Gymnasium-Sassnitz. Mein Abi-
tur hat einen Notendurchschnitt von
1,9. Das Studium wurde mir dann von
der Ausländerbehörde verboten, weil
ich nur geduldet sei und deswegen we-
der eine universitäre noch eine betrieb-
liche Ausbildung absolvieren dür fe.
Also wurde ich gezwungen, daheim zu
bleiben, Sozialhilfe zu beziehen und
keine Arbeit anzunehmen. Alles Grün-
de, um mich abschieben zu können.
Für mich war das einfach menschen-
unwürdig.

Menschenrechte, die ja in Deutsch-
land sehr wichtig sind und überall im
Vordergrund stehen, gehen bei gedul-
deten Menschen verloren. Vielleicht
wird jetzt alles ein bisschen besser,
denn vor kurzer Zeit bekam ich die Er-
laubnis, auf die Universität zu gehen.
Ob ich das Studium dann aber tatsäch-
lich auch beenden kann oder vorher
nicht doch abgeschoben werde, weiß
ich nicht.“                                   �

Familie D. lebt seit 14 Jahren in 
Deutschland. Der Familienvater erhielt
während dieser Zeit zweimal eine Geld-
strafe, weil er ohne behördliche Er-
laubnis den Landkreis seines Wohnor-
tes verlassen hatte. Das Vergehen ge-
gen dieses Sondergesetz für Asylbe-
werber kann die Familie teuer zu ste-
hen kommen. Die beiden Strafen wur-
den zusammengezogen, so entstand
eine Gesamtstrafe von 60 Tagessätzen.
Genug, um abgeschoben zu werden. �

„Menschenrechte gehen 
bei geduldeten Menschen 
verloren.“

Hinter den Kulissen geht das Gezerre um
die Bleiberechtskriterien zwischen Innen-
minister Schäuble und seinen Länderkol-
legen in eine weitere Runde. Die diskutier-
ten Kriterien sind so hart, dass die Meis-
ten daran scheitern müssen. Ein Einblick
in den gegenwärtigen Stand der Diskus-
sion:

Der öffentliche Druck hat dazu geführt,
dass junge Menschen, die hier aufgewach-
sen und gut integriert sind, vermutlich
bleiben dürfen. Nun geht es nach Mei-
nung von Niedersachsens Innenminister
Schünemann um deren Eltern. Die sollen
abgeschoben werden. Das Ergebnis wären
zerrissene Familien und ältere Menschen,
die der Unterstützung ihrer Kinder beraubt
sind.

Ob Alleinstehende oder Ehepaare ohne
Kinder überhaupt unter die Bleiberechts-
regelung gelangen, ist nach wie vor völlig
umstritten. Aber nicht nur Kinder sind
nach langen Jahren des Aufenthaltes „fak-
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Familie D. aus Vietnam



Gestern Kalter Krieg und Eiserner Vor-
hang, heute elende Flüchtlingslager und
brutale Praktiken an den Außengrenzen
der EU – Ferenc Köszeg kämpft seit lan-
gem für Menschenrechte und gegen Un-
terdrückung. Er ist Vorsitzender des unga-
rischen Helsinki-Komitees und wurde in
Polen für sein Engagement als Bürger-
rechtler bereits mit der Solidarnosc-Me-
daille ausgezeichnet. Gegenwärtig gilt die
Arbeit Ferenc Köszegs dem Schicksal

Mutiges Engagement von Ferenc Köszeg 

und Stefan Schmidt

� Preisverleihung

Der erstmals verliehene Preis der STIFTUNG PRO ASYL 2006 geht an zwei Menschen, deren

persönliches Eintreten für Flüchtlinge beispielhaft ist. Ferenc Köszeg ist seit Jahrzehnten als

Menschenrechtler aktiv. Stefan Schmidt war Kapitän der Cap Anamur, die im Sommer 2004

37 Flüchtlinge aus Seenot rettete. 

PRO ASYL info
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von Flüchtlingen an der Grenze von Ungarn
zur Ukraine. Er hat zusammen mit Mitstrei-
terinnen und Mitstreitern zahlreiche Men-
schenrechtsverletzungen dokumentiert
und die katastrophalen Verhältnisse in
den Flüchtlings- und Haftlagern der Ukra-
ine an die Öffentlichkeit gebracht. 
Die STIFTUNG PRO ASYL ehrt ihn für sei-
nen unentwegten und unerschrockenen
Einsatz.

Mitmenschlichkeit und Zivilcourage

Vor der Küste Lampedusas, 20. Juni
2004: die Cap Anamur rettet 37 Flücht-
linge, die hilflos mit ihrem Schlauchboot
im Mittelmeer treiben, aus Seenot. Erst
drei Wochen später, am 12. Juli 2004, er-
lauben die italienischen Behörden die Ein-
fahrt des Schiffes in den sizilianischen
Hafen Porto Empedocle. Noch am selben
Tag wird der Schiffsführer Stefan Schmidt
zusammen mit dem Vorsitzenden der
Hilfsorganisation, Elias Bierdel, sowie dem

Ersten Offizier Vladimir Daschkewitsch in
Untersuchungshaft genommen. Die 37
Flüchtlinge kommen sofort in Abschiebe-
haft. Nach einigen Tagen werden sie auf
Initiative des italienischen Innenministers
entgegen gerichtlicher Anweisung ohne
Anhörung abgeschoben. Die Cap Anamur
wird erst sieben Monate nach der Ret-
tungsaktion wieder freigegeben. 

Zurzeit steht Stefan Schmidt zusam-
men mit den anderen Beschuldigten in
Italien vor Gericht. Man wirft ihnen vor,

sich zu einem Schlepperring zusammenge-
schlossen und im besonders schweren
Fall der illegalen Einschleusung schuldig
gemacht zu haben. Stefan Schmidt: „Was
wir getan haben – also hilflose Menschen,
die in einem Schlauchboot über das Meer
treiben, aus Seenot zu retten – hätte jeder
anständige Mensch getan. Ich würde auch
in Zukunft nie anders handeln, daran kann
mich kein Gericht der Welt hindern.“ Die
STIFTUNG PRO ASYL ehrt ihn für seine
Zivilcourage.                                      �

Ferenc Köszeg kämpft seit Jahrzehnten 
für Menschenrechte

Stefan Schmidt, 
ehemaliger Kapitän der Cap Anamur

Kurz vor der Rettung durch die Cap Anamur:
Die 37 Flüchtlinge treiben mit dem Schlauchboot im Mittelmeer
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� EUROPA 

PRO ASYL Info: Frau Gleitze, wie sieht
die Situation generell für Flüchtlinge in
Süditalien aus?
Gleitze: Man will sie loswerden. Also ent-
weder gleich zurückschieben oder aus
den Augen schaffen. Es interessiert die
Behörden überhaupt nicht, was aus den
Menschen wird.

PRO ASYL Info: Der erste Behördenkon-
takt von Flüchtlingen ist ja zumeist die
Polizei vor Ort. Was geschieht da?
Gleitze: Viele Schutzsuchende werden
von der Polizei ganz einfach nicht zum
Asylverfahren zugelassen. Wie es dem
Einzelnen ergeht, hängt vor allem von
der Laune des Polizisten ab. Grundsätz-
lich werden die Meisten zunächst mal
als „clandestini“, also als Illegale, be-
handelt. Vor allem die Flüchtlinge aus
nordafrikanischen Staaten haben keiner-
lei Chancen auf eine faire Behandlung.
Da genügt bereits das Aussehen oder
eine falsche Antwort, schon bist du aus-
sortiert. 

PRO ASYL Info: Was geschieht in der Re-
gel mit den Menschen, die nicht sofort
zurückgeschoben werden? 

„Lamm und Soße und fertig ist die Taufe...“

Mit diesem sizilianischen Sprichwort, das sich sinngemäß als „kurzen Prozess machen“

übersetzen lässt, beschreiben süditalienische Menschenrechtler die willkürliche Haltung

der einheimischen Polizei gegenüber Asylsuchenden. Judith Gleitze, Vorstandsmitglied von

PRO ASYL und Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats Brandenburg, war vor Ort.

Gleitze: Wir kennen die Zahlen nicht, aber
sehr viele kommen sofort in Abschiebungs-
haft. Diese Anstalten nennt man „centro di
permanenza temporanea“, also Zentrum für
den zeitweiligen Aufenthalt. Sie befinden
sich an extrem abgelegenen Orten irgend-
wo auf dem Land, um jeden Kontakt und
auch Kontrollen zu erschweren. Wer dort
landet, soll in der Regel wieder raus aus
Italien. Das sind geschlossene Anstalten,
zu denen niemand Zutritt hat, auch kein
Anwalt. Nur die Botschaftsvertreter der Her-
kunftsländer dürfen zur Identifizierung hin-
ein. Also ausgerechnet die Repräsentanten
der Länder, aus denen die Menschen geflo-
hen sind. Flüchtlinge, die als Asylsuchende
registriert werden, kommen häufig in ein
„centro di identificazione“, das sind eben-
falls geschlossene Anstalten, die oft auf
dem selben Gelände liegen.

PRO ASYL Info: Wie geht man mit den Rech-
ten der registrierten Asylsuchenden um?
Gleitze: Von April 2005 bis Ende Februar
2006 wurden 6945 Anträge gestellt. Der
Umgang mit den Schutzsuchenden ist äu-
ßerst repressiv. Fünf bis zehn Minuten blei-
ben ihnen im Durchschnitt, um ihr Asylbe-
gehren darzulegen. Das ist dann schon das

ganze Asylverfahren gewesen. Die Zahlen
sprechen eine eindeutige Sprache: circa
95% werden abgelehnt.

PRO ASYL Info: Was kann man tun, um
diese Situation zu verändern?
Gleitze: Wir müssen immer wieder vor Ort,
um Flüchtlinge, Anwälte und einheimische
Menschenrechtler zu unterstützen. Die
Schutzsuchenden kommen oft aus Ländern
wie Äthiopien, Eritrea, Sudan, Ägypten, Tu-
nesien oder Marokko, also Staaten in
denen es individuelle oder kollektive Verfol-
gung gibt. Dafür muss ein größeres Be-
wusstsein geschaffen werden. Wir müssen
die elende Lage in der Öffentlichkeit be-
kannt machen. Wir müssen aufklären. Und
wir müssen das Schweigen der EU-Partner-
länder zu dieser Praxis kritisieren. Es ist
das Schweigen von Komplizen.             �

Unterstützen Sie die Arbeit 
von PRO ASYL 
Seit 20 Jahren ist PRO ASYL die unab-
hängige Stimme für schutzsuchende
Menschen. Wir helfen Flüchtlingen im
Asylverfahren, informieren die Öffent-
lichkeit und kämpfen politisch gegen
Rechtsextremismus und rassistische
Gewalt. Ihre Spende hilft uns dabei,
diese Arbeit fortzuführen.
Förderverein PRO ASYL e.V.,
Spendenkonto 8047300, 
Bank für Sozialwirtschaft Köln, 
BLZ 370 205 00
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Kaum Chancen auf eine faire Behandlung:
Flüchtlinge vor der Küste Italiens

Der Anwalt Fulvio Vasallo Paleologo beschreibt

in einem Gespräch mit Judith Gleitze am

1.5.2006 die Praxis der italienischen Polizei:

„Alles spielt sich in den ersten 48 Stun-
den ab. Die Flüchtlinge kommen in Lampe-
dusa an und die Polizei entscheidet nach
einer gemeinsamen Anhörung der Ange-
kommenen mit dem Dolmetscher der Poli-
zei, ob diese Person eventuell zu einem
Asylverfahren zugelassen werden kann
oder nicht. Wenn niemand bereit ist, dein

Anliegen in diesen ersten 48 Stunden zu
protokollieren, findest du dich in einem
Flugzeug wieder, das dich nach Libyen zu-
rückfliegt, auch wenn du einen Asylantrag
stellen willst. Ich weiß von Menschen aus
Eritrea, die normalerweise einen Asylan-
trag stellen, die von Lampedusa nach Li-
byen zurückgeschickt worden sind, und
Libyen hat sie weiter nach Eritrea gescho-
ben (...). Es gibt keine Information über
das Asylverfahren, und in Lampedusa gibt
es keine Anwälte vor Ort, keine Richter.“ �

Willkür der italienischen Polizei

� Europa
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